
Maduro beruft Verfassunggebende Versammlung ein
Venezuelas Präsident trifft mit seinem Vorstoß auf Widerstand der das Parlament beherrschenden Opposition

Angesichts der schweren politi-
schen Krise in Venezuela hat Präsi-
dent Nicolás Maduro die Einberu-
fung einer Verfassunggebenden
Versammlung angekündigt. Die Op-
position reagierte mit Ablehnung.

Von Jürgen Vogt, Buenos Aires

Venezuelas Präsident Nicolás Madu-
ro sucht einen Ausweg aus der Krise.
Am Montag verfügte er die Bildung
einer Verfassunggebenden Ver-
sammlung. Maduro berief sich dabei
auf Artikel 348 der gegenwärtigen
Verfassung, der dem Präsidenten die
Möglichkeit dazu gibt. Zugleich be-
nannte er eine zehnköpfige Vorbe-
reitungskommission unter dem Vor-
sitz von Bildungsminister Elías Jaua.
»Die neue Verfassung wird eine

Verfassung der Bürger, des Volkes und
der Arbeiter sein, eine chavistische
Verfassung. Keine der Parteien und
Eliten«, so Maduro. Als deren wich-
tigste Aufgabe nannte er die Wieder-
gewinnung des Friedens. Vor den lau-
fenden Kameras und im Beisein der
chavistischen Regierungs- und Füh-
rungsriege wirkte Maduros Auftritt
zuweilen wie eine Abschiedsrede:
verunsichert, ständig Schweißperlen
abwischend und teils den Tränen nah.
Tatsächlichwäre es fürMaduro der

Abgang ohne Rücktritt und für den
Chavismus ein Weg, weiter an der
Regierung zu bleiben, ohne sich den
von der Opposition geforderten all-
gemeinen Wahlen stellen zu müssen.
Denn dass alle Gewalten an Macht
gegenüber der Verfassunggebenden
Versammlung verlieren, sieht Artikel
349 der Verfassung vor: »Die beste-
henden Gewalten dürfen in keiner
Weise die Entscheidungen der Ver-
fassunggebenden Versammlung ver-
hindern.«
In seiner kurzen Rede sprach der

designierte Kommissionsvorsitzende
Jaua von einem historischen Tag. Der
frühere Vizepräsident und Außenmi-
nister von Hugo Chávez wurde schon

einmal als Nachfolgekandidat des
ewigen Kommandanten gehandelt,
bevor dieser Maduro zu seinem
Nachfolger bestimmte. Er werde alle
politischen Parteien zur Meinungs-
bildung einladen, die Kommission sei
offen für weitere Mitglieder und soll
die Wahl und die Themen für die Ver-
fassunggebende Versammlung vor-
bereiten, so Jaua.
Allerdings sind in der Kommission

mit der First Lady Cilia Flores und Au-
ßenministerin Delcy Rodríguez zwei
für die Opposition schwer zu akzep-
tierende Chavistas vertreten. Und
Jaua ließ zudem keinen Zweifel über
das Motiv der Einberufung aufkom-
men: »Gegen den bewaffneten
Kampf, den die Opposition mit Hilfe
des nordamerikanischen Imperialis-
mus führt, ist es gut, eine Verfas-

sunggebende Versammlung des Frie-
dens zu setzen.« Zugleich machte er
deutlich, wer auf alle Fälle in diese
Versammlung einziehen werde. Ein
Teil der Mitglieder solle aus den kom-
munalen Räten, sowie aus den Ar-
beiter- und indigenen Komitees stam-
men. Wie viele Mitglieder die Ver-
fassunggebende Versammlung haben
wird, die Rede ist von 500, und wie
diese genau gewählt werden sollen,
ist jedoch noch unklar.
Von der Opposition kam die

prompte Ablehnung. Freddy Guevara,
Parlamentarier und führendes Mit-
glied der Partei Voluntad Popular,
nannte Maduros Vorgehen eine Ver-
zweiflungstat und einen Betrug zu-
gleich. »Mit der Verfassunggebenden
Versammlung will der Präsident die
Republik auflösen und eine auf den

Chavismus maßgeschneiderte Verfas-
sung erwirken.« Dies beweise allein
schon, wie die Mitglieder dieser Ver-
sammlung ausgewählt werden sollen.
Diese werde weder allgemein noch
geheim gewählt werden, sondern aus
den Räten und Komitees hervorge-
hen, die der Chavismus kontrolliert.
Guevara kündigte die Fortsetzung der
Straßenproteste an.
Zugleich machte Guevara aber

klar, dass eine Verfassunggebende
Versammlung durchaus einen Aus-
weg aus der Krise biete, allerdings
nur, wenn deren Mitglieder tatsäch-
lich in allgemeinen, direkten und ge-
heimen Wahlen bestimmt werden
können. Genau dies wurde von der
Opposition im Januar 2016 als eine
Möglichkeit angesehen, um Maduro
aus dem Amt zu holen, als sie im neu-

en Parlament über eine Zwei-Drittel-
Mehrheit verfügte. Nach Artikel 348
der Verfassung kann auch die Natio-
nalversammlung eine Verfassungge-
bende Versammlung einberufen,
wenn mindestens zwei Drittel der Ab-
geordneten dem zustimmen.
Hugo Chávez hatte 1998 seine

Wahl zum Präsidenten auch wegen
seines Versprechens einer neuen Ver-
fassung gewonnen. Zunächst war im
April 1999 in einem Referendum die
Einberufung einer Verfassunggeben-
den Versammlung beschlossen wor-
den, deren 131 Mitglieder im Juli in
geheimen Wahlen bestimmt wurden.
Der ausgearbeitete Verfassungsent-
wurf war im Dezember 1999 aber-
mals durch Referendum mit über 80
Prozent der Stimmen angenommen
worden. Kommentar Seite 4
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Planungsstand April. Zum aktuellsten Stand siehe
Website. Wer uns seine eMail-Adresse mitteilt, wird
über Änderungen und Ergänzungen informiert.

FR | 5. Mai | 19-22 Uhr | Hof  

Erinnerung an Gisela Elsner
Mit: Dr. Kai Köhler (Berlin) und, Eva Petermann (Hof)
ORT: Galeriehaus, Am Sophienberg 28

SO | 14. Mai | 10.30-17 Uhr | Stuttgart 

Clara Zetkin – ein widerständiges Leben 
Mit: Dr. Florence Hervé (Zetkin als marxist. Feministin
vor 1914), Marga Voigt (Zetkins Kriegsbriefe 1914-1918),
Prof. Heinz Karl (Zetkins Wirken in KPD und KI) u.a.
ORT: Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Str. 26

SA | 20. Mai | 10.30-17 Uhr | Essen

Die EU in der Krise 
Mit Jörg Kronauer (Europastrategie des dt. Imperialis-
mus), Lucas Zeise (EU: Geburtsfehler od. Masterplan?)
u. Dr. Peter Wahl (Wie weiter?)
ORT: DKP-Haus, Hoffnungstr. 18

SA | 27. Mai | 11-17 Uhr | Münster

G. Lukács' Beitrag zur philosophischen
Erneuerung des Marxismus 
mit Claudius Vellay. ORT: ITP, Friedrich-Ebert-Str. 6

SA | 3. Juni | Köln

Marxismus in 45 Minuten 
Referent: Jürgen Lloyd. ORT: Festival der Jugend

SA |10. Juni | 10.30-17 Uhr |  Marburg

150 Jahre „Das Kapital“
Mit: H. Wendt (zum Stellenwert des „Kapital“ in der
Geschichte der polit. Ökonomie), Prof. Thomas 
Kuczynski (Die Erstausgabe von Kapital Band I) Prof.
Georg Fülberth (zur Wirkungsgeschichte des „Kapital“) 
ORT: DGB-Haus, Bahnhofstr. 6 

FR 30. Juni | SA 1.Juli | Kassel

Anlass: documenta 14
FR: 14-16 Uhr, 17-19 Uhr Führungen mit Klaus Stein, 
SA: 10.30-17 Uhr Vorträge von Mehtap Baydu, Kassel,
Prof. Reiner Diederich, Ffm, und Jürgen Meier, Hildes-
heim. ORT: Café Buch-Oase, Germaniastr. 10

SA | 15. Juli | 11-17 Uhr | Essen 

Die USA unter Trump

ORT: B-Lichtenberg „Undine“, Hagenstr. 57

SA | 11. November | 11-16 Uhr | Wuppertal

ZEUS 
Mit Dr. Wolf-Dieter Gudopp, Ffm, ORT: MEZ, Gathe 55

SA | 18. November | 13-17.30 Uhr | Wuppertal

Materialist.Philosophie im antiken Indien 
Seminar mit Andrea Schön, Essen. ORT: MEZ, Gathe 55

SA | 9. Dezember | 11-16 Uhr | Berlin 

Das russische Revolutionsjahr 1917 
Seminar mit Dr. Gert Meyer, Marburg. 

ORT: B-Charlottenburg, MEZ, Spielhagenstr. 13

Die Marx-Engels-Stiftung erhält keine staatlichen 
Fördermittel. Wir sind angewiesen auf das Engage-
ment unserer Mitglieder, auf Spenden und Mit-
gliedsbeiträge. 

Werdet Mitglied!
Beitrag 60 Euro/Jahr, Studis 18 Euro. Aufnahmean-
trag auf unserer Website. Mitgliedsbeiträge und
Spenden sind steuerlich absetzbar. Spendenkonto:
IBAN: DE17 3305 0000 0000 5170 78; BIC: WUPS
DE33

Marx-Engels-Stiftung e.V. | Gathe 55 | 42107 Wuppertal | eMail: Marx-Engels-Stiftung@t-online.de | Website: www.marx-engels-stiftung.de
Veranstaltungen
Mai bis 
Dezember 2017

Mit Dr. Erhard Crome, Beate Landefeld u. Klaus 
Wagener. ORT: DKP-Haus, Hoffnungstr. 18

SO | 23. Juli | 10.30-14 Uhr | München 

Zum 50. Todestag von Oskar Maria Graf 
Mit Dr. Ulrich Dittmann, Gelati u. Josef Brustmann. 
ORT: Gewerkschaftshaus, Schwanthalerstr. 64

SA | 15. September | Berlin 

500 Jahre Reformation
Mit Prof. Götz Dieckmann, Gerd Wendelborn u.a. 
ORT: Ladengalerie der „jungen Welt“, Torstr. 6

SA | 23. September | Stuttgart  

Zur Entwicklung der VR China 
ORT: Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Str. 26

SA | 30. September | Bremen

Zur deutschen Kolonialpolitik 
ORT: Villa Ichon, Goetheplatz 4

SA | 14. Oktober | 11-17 Uhr | Berlin 

Ist die Volksfrontpolitik gescheitert?
Beiträge von Prof. Heinz Karl, Hermann Kopp u.a.

ANZEIGE

Harte Arbeit im Kurort
Für Bundeskanzlerin Merkel und Russlands Präsidenten war die Ukrainekrise in Sotschi ein Kernthema
Ihr Festhalten am Minsker Abkom-
men für die Ukraine und den Wil-
len, es umzusetzen, bekräftigten
Kanzlerin Merkel und Präsident Pu-
tin am Dienstag in Sotschi.

Von Klaus Joachim Herrmann

Von der Terrasse der »Datscha« des
Russischen Präsidenten, die sich als
ausgedehnteResidenzmit allemDrum
und Dran sowie einer vorzüglichen
Küche erweist, eröffnet sich ein wei-
ter Blick auf das Schwarze Meer. Pal-
men säumen die Ufer. Doch Kur und
Erholung stehen nicht auf der Tages-
ordnung, wenn hier Wladimir Putin
Gastgeber ist. Der hat keine schlechte
Position. Soeben hat ihm das »Lewa-
da-Zentrum«, das seinen Premier
Dmitri Medwedjew im Sympathiekel-
ler sieht, beste Werte bescheinigt. 64
Prozent der Russen würden ihn 2018
gern wieder als Präsidenten sehen.
In Ukrainekonflikt und Syrienkrise

ist Putin daheim nicht beizukom-
men. Beides ist aber auch nicht ein-
fach so mit dem üblichen Verweis,
dass Russland nur Druck auf die Se-
paratisten im Donbass oder Syriens
Präsidenten Baschar al-Assad aus-
üben müsse, zu lösen. Doch Russland
wolle das Normandie-Format mit
Deutschland, Frankreich und der Uk-
raine fortsetzen, »auch über die Prä-
sidentenwahl in Frankreich hinaus«,
versichert der Gastgeber.
Eine Lösung des Konfliktes wird

ohne den Beitrag der Ukraine zur Er-
füllung des Minsker Friedensplanes
aber nicht zu machen sein, stellt Pu-
tin klar. In Kiew sieht er die Haupt-
verantwortlichen für eine Blockade,
die den Donbass zunehmend stärker
vom Kernland trennt. Schon Außen-
minister Sergej Lawrow fragte seinen
Amtskollegen Sigmar Gabriel bei
dessen Antrittsbesuch nicht nur rhe-
torisch, warum immer nur Russland
sanktioniert werde, wenn doch die
Ukraine sich allzu vielen Forderun-
gen verweigere. Das dürfte der deut-

sche Außenminister seiner Kanzlerin
berichtet haben.
Angela Merkel verbindet in Sotschi

die Aufhebung der antirussischen
Sanktionen wieder mit der Erfüllung
von Minsk, sieht aber auch bei der Uk-
raine Versäumnisse. Sie habe die
»dringende Bitte« an Putin ausgespro-
chen, »alles zu tun, um diesen Waf-
fenstillstand hinzubekommen«, sagt
sie. Nur dadurch werde es der Ukrai-
ne möglich, »schmerzhafte Kompro-
misse« bezüglich des Status’ der Ge-
biete in der Ostukraine zu machen.
Der Prozess sei »mühselig«, räumt sie

ein. Einen Ausstieg aus dem Abkom-
men lehnte sie ab: »Es fehlt an der
Umsetzung, nicht an Abkommen.«
Auch ihr Gastgeber möchte Minsk 2
nicht für gescheitert erklären.
Den Preis der Sanktionen zahlen

derweil alle Beteiligten. Die deutsche
Wirtschaft hat nie einen Zweifel an ih-
rem Missfallen gelassen, wenn sie die
Maßnahmen auch duldete. »Die bis-
herigen EU-Sanktionen haben zu ei-
ner Entflechtung der Wirtschaftsräu-
me Europas und Russlands geführt,
konnten jedoch nicht zu einer Ent-
schärfung des Ukraine-Konfliktes bei-

tragen«, bilanziert im Frühjahr nicht
nur die Vereinigung der Bayerischen
Wirtschaft. Schon vor zwei Jahren sah
das Österreichische Institut für Wirt-
schaftsforschung (Wifo) europaweit
weit mehr als zwei Millionen Arbeits-
plätze und rund 100 Milliarden Euro
an Wertschöpfung in Gefahr.
Am Gefrierpunkt und von unge-

klärter Aussicht erscheint weiterhin
das Verhältnis von Weißem Haus und
Kreml. Ihr Telefonat ließen die Prä-
sidenten Donald Trump und Putin auf
den Dienstagabend legen. Da sollte
das Treffen mit Angela Merkel ab-

solviert sein. Traditionell wäre ein
anschließender Meinungsaustausch
der deutschen Bundeskanzlerin mit
dem US-Präsidenten allerdings eher
zu erwarten gewesen.
Als »Meinungswechsel« Trumps

präsentierte das Internetportal gase-
ta.ru vorab die Äußerung des US-Prä-
sidenten in einem CBS-Interview vom
Wochenende, er »werde gemeinsam
mit Russland handeln«. Beim G20-
Gipfel im Juli in Hamburg wird man
sich kaum aus dem Weg gehen kön-
nen – und um dessen Vorbereitung
ging es der Kanzlerin ganz besonders.

Merkel und Putin machen sich auf die Suche nach dem gemeinsamen Nenner. Foto: dpa/AP Pool/Alexander Zemlianichenko

NACHRICHTEN

Tillerson und Lawrow
telefonierten miteinander
Washington. Die USA und Russ-
land haben ihren Gesprächsfaden
auf höchster Ebene wieder auf-
genommen. Die Außenminister
Rex Tillerson und Sergej Lawrow
telefonierten am Montag mitei-
nander, bestätigte das Außenmi-
nisterium in Washington am
Dienstag. AmDienstag sollte es ein
Telefonat zwischen den Staats-
chefs Wladimir Putin und Donald
Trump geben. In der nächsten
Woche werde es zu einem Treffen
der beiden Außenminister in den
USA kommen, hieß es weiter.
Lawrow und Tillerson reisen zum
Treffen des Arktischen Rats nach
Fairbanks (Alaska). dpa/nd

Erdogan an EU: Ohne
neue Kapitel war’s das
Ankara. Ohne die Eröffnung neu-
er Kapitel im EU-Beitrittsprozess
wird die Türkei der Europäischen
Union laut Präsident Recep Tayyip
Erdogan den Rücken kehren. »Ihr
habt keine andere Wahl, als Ka-
pitel zu eröffnen, die ihr nochnicht
eröffnet habt«, sagte Erdogan am
Dienstag in einer Rede nach sei-
ner offiziellen Rückkehr in die re-
gierende Partei für Gerechtigkeit
und Entwicklung (AKP). Andern-
falls heiße es »Auf Wiedersehen«.
Die Türkei sei nicht »der Lakai«
Europas, sagte Erdogan. Zudem
bezeichnete er Europa als »ver-
rottenden Kontinent« und kün-
digte an, das Verhältnis zur EU zu
überprüfen. AFP/nd

Brutale Attacken auf
Indigenas in Brasilien
Viana. Seit Wochen nehmen im
Kampf umneueAnbauflächen und
lukratives Holz Attacken auf in-
digene Gemeinden in Brasilien zu:
Im Nordosten des Landes wurden
nun 13 Mitglieder der Gamela-
Gemeinschaft im Bundesstaat
Maranhão zum Teil schwer ver-
letzt, wie der Missionsrat der Bi-
schofskonferenz (CIMI) mitteilte.
Zwei Männern seien die Hände
abgetrennt worden, fünf seien von
Schüssen getroffen worden. Die
Indigenas hatten eine Gegend
wieder besetzt, die zu ihren Län-
dereien gehöre, nachdem die Re-
gierung ihre Forderungen igno-
riert habe. In der Region kämpfen
auch die Kaapor-Indigenas mit
Banden, die illegal in ihr riesiges
Gebiet eindringen, um tropische
Hölzer für den Export nach Euro-
pa zu schlagen. Rund 2000 Kaa-
por gibt es noch, ihr Land ist sechs
Mal so groß wie Berlin – diese Di-
mensionen zeigen, wie schwer ein
Schutz ohne staatliche Hilfe ist.
Indigene Gemeinden beklagen,
dass unter der rechtskonservati-
ven Regierung von Präsident Mi-
chel Temer der Schutz aufge-
weicht werde – das Holz in den
Gegenden ist lukrativ. Zudem
kommt es zu Ermordungen und
Vertreibungen, um neue Flächen
für Soja zu erschließen, das welt-
weit zu Tierfutter verarbeitetwird,
um den wachsenden Fleischkon-
sum zu bedienen. dpa/nd


